
Jacob Zuma ist der Gewinner der
Parlamentswahl in Südafrika.
Die eigentliche Siegerin ist aber

die Demokratie in dem Staat, in
dem bis vor 15 Jahren das so brutal
wie ungerechte Apartheids-System
herrschte. Nach wie vor lebt ein gro-
ßer Teil vor allem der schwarzen Be-
völkerungsmehrheit in bitterer Ar-
mut, trotzdem gingen die Wahlen
weitgehend gewaltfrei über die
Bühne. Das ist in einem Land, das
im täglichen Leben von Gewalt und
Kriminalität geprägt ist – jeden Tag
werden 50 Menschen ermordet,
Überfälle und Diebstähle sind „nor-
mal“ – nicht selbstverständlich.

Zuma muss den klaren Sieg, auch
wenn er die viel beschworene Zwei-
drittelmehrheit verpasst hat, nut-
zen. Er und sein ANC sollten sich
noch stärker darum kümmern, dass
die ausschließlich schwarzen Be-
wohner der Elendsviertel an der po-
sitiven wirtschaftlichen Entwick-

lung des Landes teilnehmen kön-
nen und schleunigst eine Perspek-
tive bekommen. Zwar ist in den ver-
gangenen Jahren schon viel erreicht
worden – so hat die Regierung vier
Millionen Häuser gebaut, die herun-
tergekommene Quartiere in den
Slums ersetzt haben – aber das
reicht noch lange nicht.

Auf gar keinen Fall darf Zuma die
weiße Bevölkerungsminderheit ver-
nachlässigen. Die hält, auch wenn
sie am meisten von ihr profitiert,
die Wirtschaft aufrecht, fühlt sich
aber zunehmend unsicher. Viele
gut ausgebildete Menschen sitzen
auf gepackten Koffern und wollen
das Land verlassen, um der allgegen-
wärtigen Kriminalität zu entkom-
men. Hier muss der neue Hoff-
nungsträger sofort gegensteuern,
um ein Ausbluten zu verhindern.
Ohne eine funktionierende Wirt-
schaft versinkt er mit seinem Land
im Chaos. PETER HENRICHMANN

Es gibt eine Menge Autoren, die zu
den Profiteuren der Finanzkrise ge-
hören, weil sie ihren Lesern messer-
scharf erklären, weshalb es zu den
Turbulenzen auf den Aktienmärk-
ten dieser Welt kommen musste
und was jetzt gegen die Depression
hilft. Robert Kurz gehört auch dazu,
aber im Gegensatz zu anderen Bes-
serwissern kann er darauf verwei-
sen, dass die erste Ausgabe seiner
scharfen Abrechnung mit dem
Turbo- und Kasino-Kapitalismus be-
reits 1999 erschien, also knapp zehn
Jahre vor dem jüngsten Zerplatzen
der globalen Finanzblase.

Allerdings ist die Kritik, die der
Nürnberger Publizist am unaufhörli-
chen Wachstum des „abstrakten
Reichtums“ übt, auch nicht tau-
frisch, sondern eine Adaption der
Lehren des Altvaters der linken Wirt-
schafts- und Gesellschaftstheorie,
Karl Marx, für den es in der Logik
von Kapital- und Produktionsver-

hältnissen lag, dass am Ende nicht
Wohlstand für alle steht, sondern
die Spaltung in Arm und Reich.

Dennoch ist die aktuelle Analyse
des bodenlos riskanten Kredit- und
Spekulationssystems, dessen Fol-
gen wir nun alle zu tragen haben, le-
senswert, weil sie einen histori-
schen Abriss bietet sowie Fakten
und Zusammenhänge, die sich
nicht bestreiten lassen, und mit ver-
meintlichen Gewissheiten wie jener
aufräumt, dass Geld ein unbestech-
liches Maß für Leistung ist, sowohl
als Preis für Güter und Dienste wie
als Arbeitslohn. Kurz bekennt sich
zu seiner Position als Außenseiter,
aber er findet es „immer noch bes-
ser, Emigrant im eigenen Land zu
werden, als in den inhaltslosen Plas-
tikdiskurs“ der herrschenden Poli-
tik einzustimmen. gha
■ Robert Kurz: Schwarzbuch Kapitalis-
mus. Eichborn Verlag, Frankfurt, 2009.
832 Seiten, 24,95 Euro.

Gewalt als Folge der Finanz-
krise ist unwahrscheinlich, sagt
Professor Josef Schmid von der
Universität Tübingen. Aber die
Diskussion um Unruhen hat ih-
ren Zweck: Sie soll den Blick auf
die Krisen-Opfer lenken.

BENJAMIN HECHLER

Herr Professor Schmid, Politiker war-
nen derzeit immer wieder vor sozia-
len Unruhen. Was ist davon zu hal-
ten?
JOSEF SCHMID: Hört man Gesine
Schwan und Michael Sommer re-
den, könnte man fast glauben, dass
wir uns in Deutschland derzeit in ei-
ner vorrevolutionären Phase befin-
den würden.

Drohen uns denn diese politischen
Unruhen in der Bundesrepublik
oder erwartet uns tatsächlich eine
Revolution?
SCHMID: Wenn man unter sozialen
Unruhen mehr versteht als öffentli-
che Proteste, Verlust an Glaubwür-
digkeit und Vertrauen in die Regie-
rung oder gar in die Politik insge-
samt, dann sind diese Warnungen
wie ich finde übertrieben. Wenn
man unter sozialen Unruhen einen
weitgehenden Legitimationsverlust
des politischen und ökonomischen
Systems versteht, dessen Transfor-
mation von sehr vielen Menschen
auch mit Gewalt angestrebt wird,
kann ich mir das derzeit nicht vor-

stellen – weder von heute auf mor-
gen noch mittelfristig.

Warum liegt dieser Gedanke in
Deutschland so fern, in Frankreich
etwa gibt es solche Unruhen doch
schon.
SCHMID: Dafür gibt es mehrere
Gründe: Zum einen ist das System
der industriellen Beziehungen hier
relativ unabhängig von der Politik
und stark an rechtlichen Regeln aus-
gerichtet. So werden wirtschaftli-
che Konflikte erst einmal zwischen
den Tarifparteien ausgetragen –
und zwar in einer stark institutiona-
lisierten Art und Weise.

Und wenn man sich auf diesem Weg
nicht einigt?
SCHMID: Dann wird eben weiter
verhandelt und im Fall der Fälle ge-
klagt. Dann hat sich das Ganze aber
schon ziemlich hochgeschraubt.
Die Straße ist nicht das übliche In-
strument. Das ist auch so in der poli-
tischen Kultur bei uns verankert –
ganz im Unterschied zu Frankreich.

Was ist der zweite Grund, der die
Leute von der Straße fernhält?
SCHMID: Die soziale Sicherheit.
Trotz aller Angst vor Hartz IV und
Kritik am raschen sozialen Abstieg
Betroffener federt der Sozialstaat
immer noch die wichtigsten sozia-
len Härten ab. Die sozialen Siche-
rungssysteme schützen uns etwa
vor Obdachlosigkeit. Außerdem
kann man beobachten, dass Arbeits-
lose heute eher resignieren und sich

aus politischen Diskussionen zu-
rückziehen. Auch die Teilnehmer-
zahlen an den Montagsdemos ge-
gen Hartz IV wie in Tübingen und
andernorts halten sich doch sehr in
Grenzen.

Wie ist die soziale Situation in
Deutschland im Vergleich zu ande-
ren Ländern?
SCHMID: Angesichts einer im inter-
nationalen Vergleich immer noch
sehr niedrigen Jugendarbeitslosig-
keit und eines durchaus leistungsfä-
higen Systems der beruflichen Bil-
dung sind auch hier die Integrati-
onskräfte hoch.

Ändert sich da gerade etwas?
SCHMID: Nicht neu ist, dass es in
Krisenzonen oder durch kleinere
Gruppen zu gewalttätigen Auseinan-
dersetzungen kommen kann. Das
ist aber schon seit langer Zeit der
Fall. Insgesamt schätze ich das Sys-
tem in Deutschland als stabil ein.

Wie sind dann diese Warnungen vor
Unruhen entstanden?

SCHMID: Viel wichtiger als die
Frage, wie sie entstanden sind, ist,
was mit diesen Kassandra-Rufen be-
zweckt wird. Hinter diesen Warnun-
gen steckt auf alle Fälle die begrün-
dete Forderung, bei der milliarden-
verschlingenden Rettung von Ban-
ken und Großunternehmen die
Menschen, die Opfer der Krise sind,
nicht zu vergessen.

Wie kann man die Opfer der aktuel-
len Krise denn übersehen oder gar
vergessen?
SCHMID: Böse Zungen reden inzwi-
schen von einem „Finanzsozialis-
mus“ und meinen damit, dass die
Sorge und Solidarität des Staates-
mittlerweile vor allem der kriseln-
den Finanzwelt gilt, die viel Schutz
und noch mehr Geld erhält.

Aber das soll doch auch Arbeits-
plätze retten.
SCHMID: Da man Geld aber immer
noch nur einmal ausgeben kann,
wird die durchaus realistische Ge-
fahr gesehen, dass sich damit eine
ungerechte und unsoziale Wen-
dung in der deutschen Politik ein-
stellen wird.

Und der Hinweis auf bevorstehende
Unruhen soll darauf aufmerksam
machen?
SCHMID: Ja, aber man kann hinter-
fragen, ob die Art der Warnung ziel-
führend ist. Dass man auf das ange-
sprochene Problem achten und
auch darauf reagieren muss, steht
außer Frage.

Atemberaubend und unvor-
stellbar sind die Summen, die
als Folge der Finanzkrise al-

lein für Hilfsprogramme für deut-
sche Banken in der Luft liegen.
480 Milliarden Euro, fast das dop-
pelte des Bundeshaushalts, umfasst
bereits der Rettungsschirm, der vor
einem halben Jahr in aller Eile aufge-
spannt wurde, um die Pleite einer
großen Bank zu verhindern. Trotz-
dem sollen die Institute immer
noch mit Giftpapieren von über
800 Milliarden Euro kämpfen. Jetzt
wird diskutiert, wie sie davon be-
freit werden können, damit sie sich
wieder stärker ihrem eigentlichen
Zweck widmen: der Kreditversor-
gung der Wirtschaft. Und das alles
möglichst so, dass der Steuerzahler
nicht zum Schluss die Zeche zahlt.

Die Riesensummen hinterlassen
in der Öffentlichkeit leicht einen fal-
schen, fatalen Eindruck: Alles Geld
ist verloren, und der ganze Verlust
bleibt am Staat hängen. Tatsächlich
besteht der Rettungsschirm zum
größten Teil aus Bürgschaften: Der
Bund garantiert für die Rückzah-
lung von Darlehen und kassiert da-
für sogar Gebühren. Nur wenn Kre-
dite endgültig nicht zurückfließen
werden, muss der Staat einsprin-
gen. Das sollte nur bei einem klei-
nen Teil der Fall sein – wenn nicht
der Himmel einstürzt. Genau das
soll das Rettungspaket verhindern.

Auch bei den Schrottpapieren in
den Bankbilanzen muss man daran
erinnern, dass selbst Schrott noch
einen Wert hat. Vereinfacht gesagt:
bei ihnen weiß keiner, wie viel Geld
mittel- und langfristig noch zu reali-
sieren ist. Manches von den kompli-
zierten Papieren, die in den vergan-
genen Jahren gestrickt wurden,
dürfte ganz ausfallen. Etwa weil sie
letztlich auf Häuserkrediten in den
USA beruhten, bei denen die Immo-
bilien völlig überbewertet wurden.
Anderes wie etwa Staatsanleihen
dürfte sich wieder berappeln, und
das Geld kommt zumindest zum al-
lergrößten Teil zurück. Nur weiß
heute keiner wann und wie viel.

Diese Positionen und die Unge-
wissheit lähmen die großen Banken
schon seit Monaten. Sie haben zu
wenig Luft, um neue Geschäfte zu

tätigen. Daher liegt eine Lösung
nach dem Aschenputtel-Prinzip
nahe: Die guten Bilanzpositionen
ins Töpfchen, in eine „gute Bank“,
die befreit weiterarbeiten kann. Die
schlechten ins Kröpfchen, in eine
„schlechte Bank“. In dieser „Bad
Bank“ kümmern sich Spezialisten
nur darum, die Schrottpapiere abzu-
wickeln und dabei noch möglichst
viel Geld hereinzuholen.

Seit Monaten wird darum gerun-
gen, wie dies konkret organisiert
werden soll. Bundesfinanzminister
Peer Steinbrück will insbesondere
verhindern, dass allein der Steuer-
zahler die Zeche zahlt. Damit hat er

völlig Recht. Als erstes sind nämlich
die Eigentümer in der Pflicht, in der
Regel also die Aktionäre. Sind sie
überfordert, muss der Staat nicht
nur Risiken übernehmen, sondern
sich auch an den Banken beteiligen
– in der Hoffnung, langfristig für die
Aktien private Käufer zu finden und
so Verluste zu vermeiden.

Besonders pikant ist das Thema,
weil die Landesbanken mit die größ-
ten Probleme haben. Bei ihnen sind
die Steuerzahler am direktesten ge-
fragt. Denn sie gehören bereits dem
Staat. Ihre Rettung droht daher für
sie besonders teuer zu werden.

Die Banken rasch flottzumachen,
ist jetzt die wichtigste Aufgabe der
Politik, mahnten die Wirtschaftsfor-
schungsinstitute in ihrem Früh-
jahrsgutachten. Gleichzeitig bewie-
sen sie, wie schwierig das ist. Auch
die Professoren haben kein Modell,
sondern nur die Devise: Lieber die
zweitbeste Lösung, aber schnell.

Machen wir uns also keine Illusio-
nen. Ganz ohne eine Belastung der
Steuerzahler dürfte es am Ende
nicht gehen. Wie hoch sie ausfällt,
steht frühestens in ein oder zwei
Jahrzehnten fest. Das mag unbefrie-
digend sein. Aber es gibt keine Alter-
native. Handlungsfähige Banken
sind die Basis für jedes Wirtschafts-
system. DIETER KELLER

Zeichnung: Martin Erl

Arbeit für den Hoffnungsträger

Der Afrikanische Nationalkon-
gress bleibt auch 15 Jahre nach
Ende der Apartheid die domi-
nierende politische Kraft in Süd-
afrika. Die Zweidrittelmehrheit
verpasste er bei der Parlaments-
wahl aber knapp.

Johannesburg. ANC-Chef Jacob
Zuma war mit dem Wahlausgang zu-
frieden. „Wir haben eine entschei-
dende Mehrheit errungen.“ Der
ANC erhielt bei der Wahl 65,9 Pro-
zent der Stimmen, wie die Wahlkom-
mission am Samstag mitteilte. Vor
fünf Jahren waren es noch 69,9 Pro-
zent. Die Zweidrittelmehrheit hätte
dem ANC nahezu uneinge-
schränkte Macht bei Haushaltsfra-
gen, Gesetzentwürfen und für Ver-
fassungsänderungen gegeben.

Zuma, der damit Nachfolger des
derzeit amtierenden Präsidenten
Kgalema Molanthe sein wird, warb
für eine Zusammenarbeit über Par-
teigrenzen hinweg. „Wir sind viel-
leicht unterschiedlicher Ansicht,
wie man ein besseres Leben für alle
aufbaut. Was uns aber eint, ist die
Tatsache, dass dieses Land uns al-
len gehört, Schwarzen, Weißen, Far-
bigen, Indern“, sagte er in einer
Fernsehansprache. Seine Regierung
werde sich um die Schaffung von Ar-
beitsplätzen, den Bau von Wohnun-
gen, Schulen und Krankenhäusern
für die schwarze Bevölkerungsmehr-
heit kümmern, die vom weißen

Apartheid-Regime jahrzehntelang
unterdrückt wurde.

Nach dem ANC-Sieg kann Zuma
im Mai vom neuen Parlament zum
Präsidenten gewählt werden. Dafür
würde auch schon eine einfache
Mehrheit reichen. Für die Parla-
mentswahl, die vierte seit dem
Ende der Apartheid 1994, hatte sich
eine Rekordzahl von 23 Millionen
Bürgern registrieren lassen. Die
Wahlbeteiligung lag bei 77 Prozent.

Eines der Hauptthemen im Wahl-
kampf war die Kontroverse um
ANC-Chef Zuma. Anhänger sehen
in dem 67-Jährigen die erste charis-
matische Führungspersönlichkeit
seit der Zeit des früheren Präsiden-
ten Nelson Mandela. Kritiker hinge-
gen betrachten ihn als Populisten,
der über die Jahre auch in mehrere
Sex- und Korruptionsskandale ver-
wickelt war. Erst zwei Wochen vor
der Wahl stellte die Generalstaatsan-
waltschaft ein Korruptionsverfah-
ren gegen ihn ein.

Der Stimmrückgang um vier Pro-
zent wurde vom ANC als unerheb-
lich eingestuft. Man solle nicht zu
viel in die Zahlen hineininterpretie-
ren, sagte Parteisprecher Ishmael
Mnisi. „Wir sind ziemlich glücklich
mit dem Mandat, das die Menschen
aller Rassen, Schwarz und Weiß,
dem ANC erteilt haben.“ Mnisi be-
tonte, der ANC brauche zum Regie-
ren in Südafrika keineswegs eine
Zweidrittelmehrheit und Pläne, die
Verfassung zu ändern, gebe es auch
nicht. Die Oppositionsparteien, die
mit dem erklärten Ziel angetreten
waren, die Zweidrittelmehrheit zu
verhindern, werteten ihre kleinen
Gewinne aber trotzdem als großen
Erfolg. Die Demokratische Allianz
(DA) kam mit mehr als 16 Prozent
auf den zweiten Platz vor der ANC-
Abspaltung COPE mit über 7 Pro-
zent. Als bemerkenswert galt vor al-
lem der Sieg der DA in der wohlha-
benden Provinz Westkap. AP
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Das Aschenputtel-Prinzip
Nordkorea rüstet auf
Nordkorea hat mit der Aufarbeitung
abgebrannter Kernbrennstäbe begon-
nen, um Plutonium für Atombomben
zu gewinnen. Das teilte die nordko-
reanische Regierung kurz nach einer
Entscheidung der Uno mit, die ver-
schärfte Sanktionen gegen das Land
verhängt hatte. Unterdessen hat
Nordkoreas autoritärer Herrscher Kim
Jong Il seinen Sohn Jong Un in die na-
tionale Verteidigungskommission be-
rufen, wo er sich möglicherweise auf
die Machtnachfolge vorbereitet.

Von der Leyen zu schnell
Bis die geplante Sperre kinderporno-
graphischer Seiten im Internet tech-
nisch umgesetzt werden kann, wird es
noch Monate dauern. „Wir müssen
eine Software entwickeln, die es bis
dato noch gar nicht gibt, und diese
auf einigen hundert Servern testen
und installieren“, sagte Telekom-Spre-
cher Ralf Sauerzapf dem „Focus“. Bun-
desfamilienministerin Ursula von der
Leyen (CDU) hatte technische Beden-
ken hinsichtlich des von ihr vorange-
triebenen Projekts zuvor nicht gelten
lassen.

NPD unter Druck
Weitere finanzielle Unregelmäßigkei-
ten und das Volksverhetzungs-Urteil
gegen Parteichef Udo Voigt setzen
die NPD immer stärker unter Druck.
Medienberichten zufolge kann die
NPD bisher keine Belege für Ausga-
ben in Höhe von 150 000 Euro im Jahr
2007 vorlegen. Voigt droht zudem
der Ausschluss aus dem Bundeswehr-
verband.

Linksruck in Island
In Island haben die Links-Parteien erst-
mals seit der Staatsgründung vor 65
Jahren die absolute Mehrheit im Parla-
ment. Die sozialdemokratische Partei

der Ministerpräsidentin Johanna Si-
gurdardottir errang zusammen mit
den Links-Grünen 52,7 Prozent. Sigur-
dartottir will das Land so schnell wie
möglich in die EU führen.
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Merkel hat definitiv kein
Kulturverständnis.

Christoph Schlingensief
Der Theater- und Bayreuth-Regisseur
über die Bundeskanzlerin.

Abgesang auf den Kapitalismus Josef Schmid:
Das politische
System ist
stabil.

Jacob Zuma (67) ist einer der popu-
lärsten und umstrittensten Politi-
ker Südafrikas. Sein Name wird in
Zusammenhang mit mehreren
Sex- und Korruptionsskandalen ge-
nannt. Zuma gilt als Patriarch. Er
hat 14 Kinder, die Zahl seiner Gat-
tinnen schwankt zwischen drei
und sechs.

Der Arbeitersohn erhielt nur eine
lückenhafte Schulausbildung und
arbeitete vor seiner ANC-Karriere
unter anderem als Viehhirte. Zuma
stützt seinen Einfluss auf Gewerk-
schaften, die ANC-Jugend- und
Frauenliga sowie viele einfache
Menschen, die durch ihn einen Aus-
weg aus der Armut erhoffen.

Will Island
rasch in die EU
führen:
Johanna
Sigurdardottir.

Geliebter und umstrittener Patriarch
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Zuma neuer Präsident
ANC verfehlt in Südafrika aber gewohnte Zweidrittelmehrheit

„Die Straße ist nicht das übliche Instrument“
Tübinger Politikwissenschaftler zweifelt, ob es in Deutschland soziale Unruhen geben wird
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Die Riesensummen
hinterlassen einen
falschen Eindruck
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